
Art. 23 Grundrechte und Grundpflichten der Bürger
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Frieden - Recht der Bürger, StuR 1974, S. 1482 - Klemens Richter, Kirchen und Wehrdienstverweigerung in der 
DDR, Deutschland Archiv 1979, S. 39 - Edmund Schweißguth, Auslieferung bei Flucht in eine andere »Volksde
mokratie« am Beispiel der Sowjetzone, Jahrbuch für Ostrecht, 1963, Band IV/S. 193 - Jörg Weck, Wehrverfas
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I. Das Recht und die Pflicht der Bürger zum Schutz des Friedens und des 
sozialistischen Vaterlandes und seiner Errungenschaften

1 1. Vorgeschichte. In ihrer ursprünglichen Fassung enthielt die Verfassung von 1949 
keine Sätze, die die Landesverteidigung betrafen. Durch das Gesetz zur Ergänzung der 
Verfassung vom 26. 9- 1955 1 wurde der Art. 5 durch folgenden vierten Absatz ergänzt: 
»Der Dienst zum Schutze des Vaterlandes und der Errungenschaften der Werktätigen ist 
eine ehrenvolle nationale Pflicht der Bürger der Deutschen Demokratischen Republik.« 
Gemeint war damit der Dienst bei der bewaffneten Verteidigung der DDR nach außen.

2. Verfassungsrechtliche Regelung.
2 a) Die Verfassung von 1968/1974 konstituiert in Art. 23 Abs. 1 nicht nur eine Pflicht, 

sondern auch ein Recht. Nach der in der DDR entwickelten marxistisch-leninistischen 
Grundrechtskonzeption ist das Recht auf »bewaffnete Verteidigung der Arbeiter-und-Bau- 
ern-Macht« eine Entfaltung des Rechts auf Mitwirkung im politischen Bereich (Hermann 
Klenner, Studien über die Grundrechte, S. 118) (s. Rz. 7 zu Art. 21).

Die Bedeutung dieses Rechts liegt in erster Linie im psychologischen Bereich. Dem 
Bürger soll das Gefühl vermittelt werden, daß er mit seinem Dienst ein Recht ausübt und 
nicht nur eine Pflicht befolgt. Jedoch ist es auch in anderer Weise von Belang. Mit der 
Konstituierung eines Rechts wird klarer als mit der Konstituierung einer bloßen Pflicht 
gemacht, daß eine Handlung, die in seiner Ausübung begangen wird, nicht rechtswidrig 
ist. Das ist besonders wichtig bei Handlungen, die den Tatbestand eines Strafgesetzes zu 
erfüllen scheinen. »Abwehrhandlungen gegen Angriffe und Gefahren dienen den Interes
sen der sozialistischen Gesellschaft und des einzelnen Bürgers; sie sind deshalb gerechtfer
tigte Handlungen und keine Straftaten« (Strafrecht der Deutschen Demokratischen Repu
blik, Lehrkommentar, Band 1, S. 109). Außerdem wird das Vorliegen einer Schuld ver
neint. »Diese Handlungen sind auch deshalb keine Straftaten, weil bei ihnen eine der 
wichtigsten Voraussetzungen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit, die Schuld, ausge
schlossen ist« (a.a.O.).

3 b) Gegenüber dem Art. 5 Abs. 4 Verfassung von 1949 sind die Schutzobjekte um den 
Frieden vermehrt. Der Verfassungsauftrag auf Betreiben einer dem Frieden dienenden 
Außenpolitik (Art. 6 Abs. 1 Satz 2) findet damit ein Komplement. Der Begriff des Frie
dens wird unter dem Aspekt der »friedlichen Koexistenz« verstanden, wie ihn die sowjeti
sche Völkerrechtslehre entwickelt hat. Der Klassenkampf wird also durch das Bekennen 
zum Frieden nicht ausgeschlossen (s. Rz. 43 zu Art. 6).

1 GBl. I S. 653.
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